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Vorblatt 


Zweites Gesetz zur Änderung des Absatzfondsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Durch das Absatzfondsgesetz ist 1969 zur Finanzierung der 
Absatzförderung agrarwirtschaftlicher Erzeugnisse ein System 
der Beitragserhebung von land-, forst- und ernährungswirt- 
sdiaftlichen Betrieben eingeführt worden. Die Beiträge werden 
vom Absatzförderungsfonds der deutschen Land-, Forst- und 
Emährungswirtschaft — Anstalt des öffentlichen Rechts — 
erhoben, der sich zur Durchführung seiner Aufgaben der 
Centralen Marketinggesellschaft der deutschen Agrarwirtschaft 
m. b. H. — CMA — bedient. Da mit diesem Gesetz Neuland be- 
treten wurde, sind bei der Auslegung der Beitragsregelungen 
bald Zweifelsfragen aufgetaucht und Meinungsverschieden- 
heiten zwischen Bund und Ländern bezüglich der Erstattung 
der Kosten für die Beitragserhebung aufgetreten. Ferner er- 
scheinen die Kontrollbefugnisse des Absatzfonds über die CMA 
erweiterungsbedürftig. 


B. Lösung 

Die Beitragsregelung wird inhaltlich verbessert, genauer gefaßt 
und redaktionell geändert. Die auf Flächengrößen basierenden 
Beiträge der Land- und Forstwirtschaft entfallen. Die Kontroll- 
befugnisse des Absatzfonds gegenüber der CMA werden da- 
durch reformiert, daß im Aufsichtsorgan dieser Gesellschaft der 
Absatzfonds durch mindestens drei Mitglieder seiner Organe 
vertreten ist. Erfüllt die Gesellschaft ihre Verpflichtungen nicht, 
kann der Fonds unter bestimmten Voraussetzungen selbst tätig 
werden. 


C* Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Für den Bund entstehen zusätzliche Verwaltungskosten von 
200 000 DM insbesondere als Folge der neuen Beitragsregelung 
für Ziergewächse und die mit ihr verbundenen Mitteilungs- 
pflichten der landwirtschaftlichen Alterskassen, 

Mehl heitsent Scheidung im Ausschuß 
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Schriftlicher Bericht 

des Aussdiusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Absatzfondsgesetzes 

— Drucksache VI/2533 — 


A. Bericht des Abgeordneten Peters (Poppenbüll) *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2533 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. Januar 1972 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Peters (Poppenbüll) 

V or sit z ender B e ri chters ta tter 


*) folgt als ^ Drucksache Yl/306d 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Absatzfondsgesetzes 

— Drucksache VI/2533 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Absatzfondsgesetz vom 26. Juni 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 635), zuletzt geändert durch das 

Finanzanpassungsgesetz vom 1971 (Bundes- 

gesetzbl. IS ), wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Absatzfondsgesetz vom 26. Juni 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 635), zuletzt geändert durch das 
Finanzanpassungsgesetz vom 30. August 1971 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1426), wird wie folgt geändert: 


01. § 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 


a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Durchführung seiner Aufgaben 
bedient sich der Absatzfonds, vorbehaltlich 
der Absätze 3 und 5, einer zentralen Einrich- 
tung der Wirtschaft, die den Absatz und die 
Verwertung von Erzeugnissen der deutschen 
Land-, Forst- und Emähningswirtschaft zu 
fördern hat und kein eigenes erwerbswirt- 
schaftliches Warengeschäft betreiben darf, ln 
dem Aufsichtsorgan dieser Einrichtung muß 
der Absatzfonds durch mindestens drei Mit- 
glieder vertreten sein, die den Organen des 
Absatzfonds angehören." 

b) Folgende neue Absätze 3 und 4 werden ein- 
gefügt; 

„(3) Zur Durchführung seiner Aufgaben, 
soweit sie die Marktberichterstattung betref- 
fen, bedient sich der Absatzfonds einer be- 
sonderen zentralen Einrichtung der Wirt- 
schaft. Diese soll die Markttransparenz ver- 
bessern, wobei sie dem Interesse aller am 
Markt Beteiligten zu dienen hat. 

(4) Der Absatzfonds stellt den Einrichtun- 
gen nach Absätzen 2 und 3 zur Durchführung 
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seiner Aufgaben Mittel zur Verfügung. Die 
Satzungen oder die Gesellschafts vertrage die- 
ser Einriditungen und ihre Änderungen be- 
dürfen der Genehmigung des Bundesmini- 
sters für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten (Bundesminister) im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen und dem 
Bundesminister für Wirtschaft." 


1. in § 10 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „in den 
Absätzen 3 bis Ö* durch die Worte „in den Ab- 
sätzen 3 bis 8 a" ersetzt. 


2. In § 10 Abs. 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Schuldner des Beitrages nach den Absätzen 4 
bis 6 ist der Schuldner der Grundsteuer; der 
Pächter oder sonstige andere Nutzungsberech- 
tigte als der Eigentümer des Grund und Bodens 
hat diesem den Beitrag zu erstatten." 


c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5. 

02. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) ln Satz 1 wird die Zahl 19 durch die Zahl 22 
ersetzt, 

b) In Satz 2 werden der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgende Worte angefügt: 

„3 Vertreter aus dem Mitgliederkreis und auf 
Vorschlag des Aufsichtsorgangs der Einrich- 
tung nach § 2 Abs. 2." 

03. In § 7 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

♦ 

„(5) Soweit die Einrichtungen nach § 2 Abs, 2 
und 3 den ihnen bei der Durchführung der Aufga- 
ben des Absatzfonds obliegenden Verpflichtun- 
gen nicht nachkommen, kann der Absatzfonds mit 
Zustimmung des Bundesministers seine Aufga- 
ben selbst durchführen oder durch ein besonders 
beauftragtes Wirtschaf tsuntemehmen durchfüh- 
ren lassen." 

1. § 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung; 

♦ 

„Dem Absatzfonds werden weitere Mittel gemäß 
den nachstehenden Absätzen zugeführt durch Bei- 
träge sowie durch Bundesmittel nach Maßgabe 
der verfügbaren Haushaltsmittel," 

la. § 10 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Das Wort „künftig" wird die Worte „unter 
Berücksichtigung des künftig erforderlichen 
Aufwandes" ersetzt. 

b) Der Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt 
und folgender Halbsatz angefügt: 

„die Mittel für die Marktberichterstattung 
sollen dem Absatzfonds gesondert zugewie- 
sen werden." 

2. § 10 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Die Beiträge werden von den Betrieben 
der Land-, Forst- und Ernährungswirtschaft nach 
Maßgabe der Absätze 4 bis 9 erhoben." 
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3. § 10 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„ (4) Der Beitrag wird 

1. von fand- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
im Sinne der §§ 29, 45, 47, 48 und 49, 

2. von Betriebsgrundstücken im Sinne des § 57 
Abs. 1 Nr. 2 

des Bewertungsgesetzes in der Fassung vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1035) unter 
Berücksichtigung von Artikel 2 Abs. 5 des Ände- 
rungsgesetzes vom 13. August 1965 (Bundes- 
gesetzbi. I S. 851) erhoben." 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

3. § 10 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„ (4) Der Beitrag beträgt für 

1. Zuckerfabriken 0,25 Deutsche Mark je 1000 
Kilogramm aufgenommene Zuckerrüben, 

2. Mühlenbetriebe 1,05 Deutsche Mark je 1000 
Kilogramm in der Handelsmüllerei vermah- 
lenes Brotgetreide, 

3. Brauereibetriebe 0,75 Deutsche Mark je 1000 
Kilogramm verwendetes Malz, 

4. Erzeugerzusammenschlüsse sowie Betriebe, 
die und soweit sie mit Kern-, Stein- oder 

* Beerenobst, Tafeltrauben, Gemüse, Küchen- 
kräutern, Hülsenfrüchten oder Kartoffeln 
Großhandel treiben, 0,30 Deutsche Mark je 
100 Deutsche Mark von inländischen Erzeu- 
gern oder Sammlern an sie oder unter ihrer 
Mitwirkung abgesetzte Waren dieser Art; 
wirkt bei dem Absatz ein Erzeugerzusam- 
menschluß oder ein Großhandelsbetrieb mit, 
so ist dieser und nicht der Erzeugerzusam- 
menschluß oder Großhandelsbetrieb bei- 
tragspflichtig, an den die Ware abgesetzt 
worden ist, 

5. Betriebe, die Waren der unter Nummer 4 ge- 
nannten Art, soweit es sich um frische, ge- 
kühlte oder lediglich zur vorläufigen Halt- 
barmachung entweder gefrorene oder vor- 
bearbeitete Waren oder um Hülsenfrüchte 
handelt, industriell bearbeiten oder zu Er- 
zeugnissen verarbeiten, deren Charakter 
überwiegend von diesen Waren bestimmt 
wird, 0,30 Deutsche Mark je 100 Deutsche 
Mark zu diesem Zweck aufgenommene Wa- 
ren dieser Art, 

6. Molkereien, Milchsammelstellen und Rahm- 
stationen 1 Deutsche Mark je 1000 Kilo- 
gramm angelieferte Milch, 

7. Brütereien, deren Brutanlagen ausschließ- 
lich Schlupfraum mindestens 1000 Eier fas- 
sen, 5,90 Deutsche Mark je 100 geschlüpfte, 
zur Erzeugung von Konsumeiem bestimmte 
Hennenküken der Legerassen; die Brüterei 
hat gegen ihren Abnehmer einen Anspruch 
auf Ausgleichszahlung in Höhe ihrer Bei- 
tragsschuld für die entgeltlich oder unent- 
geltlich gelieferten Tiere; erfolgt die Liefe- 
rung an den Letztabnehmer über einen oder 
mehrere Zwischenabnehmer, so hat jeder 
von ihnen einen Ausgleichsanspnich gegen 
seinen Abnehmer für die diesem gelieferten 
Tiere bis zur Höhe des von ihm gegenüber 
seinem Lieferanten für jedes dieser Tiere 
gezahlten Ausgleichs, 

8. Geflügelschlachtereien, deren monatliche 
Schlachtkapazität mindestens 500 Tiere be- 
trägt, 0,90 Deutsche Mark je 100 Kilogramm 
Lebendgewicht des geschlachteten, zur Ver- 
marktung bestimmten Mastgeflügels, 
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9. Betriebe, die für gewerbliche Zwecke ge- 
schlachtetes Vieh der Fleisdibesdiau zufüh- 
ren, 

2,80 Deutsche Mark je Rind, 

IrOO Deutsche Mark je Schwein, 

0,30 Deutsche Mark je Schaf, 

es sei denn der ganze Tierkörper wird bei 
der fleischbeschaurechtlidien Beurteilung be- 
anstandetr 

10. Betriebe, die Stammholz handeln, bearbei- 
ten oder verarbeiten, 0,30 Deutsche Mark je 
100 Deutsche Mark von inländischen Erzeu- 
gern aufgenommenes, zum Sägen, Messern 
oder Schälen bestimmtes Stammholz." 

4. §10 Ahs. 8 erhält folgende Fassung: Nummer 4 entfällt 

„(8) Der Beitrag beträgt für 

1. Zuckerfabriken 0,25 Deutsche Mark je 1000 
Kilogramm aufgenommene Zuckerrüben, 

2. Mühlenbetriebe 1,05 Deutsche Mark je 1000 
Kilogramm in der Handelsmüllerei vermah- 
lenes Brotgetreide, 

3. Brauereibetriebe 0,75 Deutsche Mark je 1000 
Kilogramm verwendetes Malz, 

4. Erzeugerzusammenschlüsse sowie Betriebe, 
die und soweit sie mit Kern-, Stein- oder Bee- 
renobst, Tafeltrauben, Gemüse, Küchen- 
kräutern, Hülsenfrüchten oder Kartoffeln 
Großhandel treiben, 0,30 Deutsche Mark 
je 100 Deutsche Mark von inländischen 
Erzeugern oder Sammlern an sie oder 
unter ihrer Mitwirkung abgesetzte Wa- 
ren dieser Art; wirkt bei dem Absatz ein 
Erzeugerzusammenschluß oder ein Großhan- 
delsbetrieb mit, so ist dieser und nicht der 
Erzeuger Zusammenschluß oder Großhandels- 
betrieb beitragspflichtig, an den die Ware ab- 
gesetzt worden ist, 

5. Betriebe, die unbearbeitete Waren der unter 
Nummer 4 genannten Art industriell bearbei- 
ten oder zu Erzeugnissen verarbeiten, deren 
Charakter überwiegend von diesen Waren 
bestimmt wird, 0,30 Deutsche Mark je 100 
Deutsche Mark zu diesem Zweck aufgenom- 
mene Waren dieser Art, 

6. Molkereien, Milchsammelstellen und Rahm- 
stationen 1 Deutsche Mark je 1000 Kilogramm 
angelieferte Milch, 

7. Brütereien, deren Brutanlagen ausschließlich 
Schlupf raum mindestens 1000 Eier fassen, 

5,90 Deutsche Mark je 100 geschlüpfte, zur 
Erzeugung von Konsumeiern bestimmte Hen- 
nenküken der Legerassen, 

8. Geflügelschlachtereien, deren monatliche 
Schlachtkapazität mindestens 500 Tiere be- 
trägt, 0,90 Deutsche Mark je 100 Kilogramm 
Lebendgewicht des geschlachteten, zur Ver- 
marktung bestimmten Mastgeflügels, 
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9. Betriebe, die für gewerbliche Zwecke ge- 
schlachtetes Vieh der Fleischbeschau zufüh- 
ren, 

2,80 Deutsche Mark je Rind, 

1,00 Deutsche Mark je Schwein, 

0,30 Deutsche Mark je Schaf, 

es sei denn, der ganze Tierkörper wird bei 
der fleischbeschaurechtlichen Beurteilung be- 
anstandet." 

5. In § 10 werden nach Absatz 8 folgende Absätze 
8 a bis 8 c eingefügt: 

„(8 a) Der Beitrag beträgt für Betriebe, die 
Blumen, Zierpflanzen, Ziergehölze oder deren 
Pflanzgut auf einer Fläche von mindestens 400 
Flächeneinheiten erzeugen, jährlich 0,09 Deutsche 
Mark je genutzte Flächeneinheit. Als Flächen- 
einheit gelten 


1. bei Blumen und Zierpflanzen: 

5.0 Quadratmeter Freiland, 

1.0 Quadratmeter Frühbeet, 

0,5 Quadratmeter Gewächshaus; 

2. bei Blumen und Zierpflanzen, die im zeitlichen 
Wechsel oder gemischt mit Obst- oder Ge- 
müsepflanzen in der Weise angebaut werden, 
daß mehr als die Hälfte des Kalenderjahres 
oder der Grundfläche mit Obst- oder Gemüse- 
pflanzen genutzt wird: 

10.0 Quadratmeter Freiland, 

2.0 Quadratmeter Frühbeet, 

1.0 Quadratmeter Gewächshaus: 

3. Bei Ziergehölzen: 

10,0 Quadratmeter Freiland: 

4. bei Ziergehölzen, die im zeitlichen Wechsel 
oder gemischt mit Blumen oder Zierpflanzen 
in der Weise angebaut werden, daß mehr 
als die Hälfte des Kalenderjahres oder der 
Grundfläche mit Blumen oder Zierpflanzen 
genutzt wird: 

7,5 Quadratmeter Freiland. 

(8 b) Ein Beitrag wird nicht erhoben in den 
Fällen 

1. des Absatzes 8 Nr. 1, 5 und 6 für Ware, für 
die ein anderer Betrieb bereits beitragspflich- 
tig ist, 

2. des Absatzes 8 Nr. 4 und 5 für Ware, die zur 
Herstellung von Stärke, Essenzen, Alkohol, 
Branntwein oder Spirituosen oder nicht zum 
menschlichen Verzehr bestimmt ist, 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


5. § 10 Abs. 5 bis 8 erhalten folgende Fassungen: 

♦ 

..(5) Der Beitrag beträgt für Betriebe, die 
Blumen, Zierpflanzen, Ziergehölze, Gehölze für 
den Straßen- und Landschaftsbau oder deren 
Pflanzgut auf einer Mindestgrundfläche von 150 
Flächeneinheiten bei den Gehölzen und deren 
Pflanzgut, von 400 Flächeneinheiten bei den übri- 
gen Planzen und deren Pflanzgut erzeugen oder 
kultivieren, jährlich 0,09 Deutsche Mark je ge- 
nutzte Flächeneinheit. Als Flächeneinheit gelten 

1 . bei Blumen und Zierpflanzen: 

5.0 Quadratmeter Freiland, 

1.0 Quadratmeter Frühbeet, 

0,5 Quadratmeter Gewächshaus; 

2. bei Ziergehölzen und Gehölzen für den Stra- 
ßen- und Landschaftsbau: 

20.0 Quadratmeter Freiland. 

Werden die unter Nummern 1 und 2 genannten 
Pflanzen miteinander im zeitlichen Wechsel oder 
gemischt angebaut, gelten als Flächeneinheit die 
Quadratmetersätze derjenigen Pflanzen, deren 
Anbau überwiegt. Werden die unter Nummern 1 
und 2 genannten Pflanzen mit anderen Pflanzen 
im zeitlichen Wechsel oder gemischt in der Weise 
angehaut, daß mehr als die Hälfte des Kalender- 
jahres oder der Grundfläche mit den anderen 
Pflanzen genutzt wird, gilt als Flädieneinheit 
das Doppelte der nach Nummer 1 oder 2 jeweils 
maßgebenden Quadratmetersätze; Satz 3 gilt ent- 
sprechend. 


(6) Ein Beitrag wird nicht erhoben in den 

Fällen 

1. des Absatzes 4 Nr. 1, 5 und 6 für Ware, für 
die ein anderer Betrieb bereits beitragspflich- 
tig ist, 

2. des Absatzes 4 Nr. 4 und 5 für Ware, die zur 
Herstellung von Stärke, Essenzen, Alkohol, 
Branntwein oder Spirituosen oder die nicht 
zum menschlichen Verzehr bestimmt ist. 
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3. des Absatzes 8 Nr. 5 für Ware, die ihrer 
Gattung nach im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes unter natürlichen Klimabedingungen 
nicht wächst und unter künstlichen Klimabe- 
dingungen nicht zu Erwerbszwecken erzeugt 
wird. 

(8 c) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, soweit erforder- 
lich, die Berechnung des nach Absatz 8 Nr. 4 
und 5 für die Beitragshöhe maßgebenden Wa- 
renwertes näher zu bestimmen, insbesondere die 
Zugehörigkeit von öffentlichen Abgaben und von 
Kosten der Beförderung und Verpackung zum 
Warenwert zu regeln." 


6. § 10 Abs. 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) In den Fällen des Absatzes 8 richtet sich 
eine Erstattung des Beitrages nach einer zwischen 
dem Lieferanten und dem Betriebsinhaber ge- 
troffenen Vereinbarung. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn die Lieferung über einen oder mehrere 
Händler erfolgt. Im Falle des Absatzes 8 Nr. 7 
tritt an die Stelle des Lieferanten der Abnehmer 
der Tiere." 

1. § 10 Abs. 10 wird wie folgt geändert; 

a) Im Satz 2 werden die Worte „des Absatzes 8" 
durch die Worte „der Absätze 8 und 8 a“ er- 
setzt. 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die landwirtschaftlichen Alterskassen sind 
berechtigt und verpflichtet, die für die Bei- 
tragspflicht nach Absatz Ö a in Betracht kom- 
menden Betriebe der für die Beitragserhebung 
zuständigen Behörde mitzuteilen." 


8. § 1 1 wird aufgehoben. 

♦ 

9. § 14 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. einer durch Rechtsverordnung nach § 10 
Abs. 10 Satz 1 vorgesehenen Mitteilungs- 
pflicht hinsichtlich der Beitragsbemessungs- 


Beschlüsse des 9, Ausschusses 

3. des Absatzes 4 Nr. 5 für Ware, die ihrer 
Gattung nach im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes unter natürlichen Klimabedingungen 
nicht wächst und unter künstlichen Klimabe- 
dingungen nicht zu Erwerbszwecken erzeugt 
wird. 

(7) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, soweit erforder- 
lich, die Berechnung des nach Absatz 4 Nr. 4, 5 
und 10 für die Beitragshöhe maßgebenden Wa- 
renwertes näher zu bestimmen, insbesondere die 
Zugehörigkeit von öffentlichen Abgaben und von 
Kosten der Beförderung und Verpackung zum 
Warenwert zu regeln, 

(8) In den Fällen des Absatzes 4 riditet sich 
eine Erstattung des Beitrages nach einer zwischen 
dem Lieferanten und dem Betriebsinhaber getrof- 
fenen Vereinbarung, Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn die Lieferung über einen oder mehrere 
Händler erfolgt." 

6. § 10 Abs, 9 wird aufgehoben. 

♦ 


7. § 10 Abs. 10 wird Abs. 9 und wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Satz 1 werden die Worte „sowie die Be- 
messungsgrundlage nach Absatz 6" gestrichen, 

b) In Satz 2 werden die Worte „ferner" und „in 
Fällen des Absatzes 8" gestrichen. 

c) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die landwirtschaftlichen Alterskassen sind 
berechtigt und verpflichtet, die für die Bei- 
tragspflicht nach Absatz 5 in Betracht kom- 
menden Betriebe der für die Beitragserhebung 
zuständigen Behörde mitzuteilen." 

7a. § 10 Abs. 11 wird aufgehoben und Abs. 12 wird 
^ Abs. 10. 

8. unverändert 


9. § 14 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„1. einer durch Rechtsverordnung nach § 10 
Abs. 9 Satz 1 begründeten Mitteilungs- 
pflicht hinsichtlich der Beitragsbemessungs- 
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grundlagen oder der Beitragsschuld zuwider- grundlagen oder der Beitragsschuld zuwider- 
handelt, soweit die Rechts Verordnung für handelt, soweit die Rechts Verordnung für 

einen bestimmten Tatbestand auf diese Buß- einen bestimmten Tatbestand auf diese Buß- 
geldvorschrift verweist, " . geldvorschrift verweist, " . 

10. § 18 Abs. 2 wird aufgehoben. 


Artikel 2 

Die Beiträge nach §10 Abs, 4 bis 7 des Absatz- 
fondsgesetzes werden für die Jahre 1970 und 1971 
nicht erhoben. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1, Januar 1972 in Kraft, 
Artikel 1 Nr, 5, soweit die Vorschrift zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen ermächtigtr und Artikel 2 tre- 
ten am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


♦ 

Artikel 2 

entfällt 


Artikel 2a 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, das Absatzfondsgesetz 
in der sich aus diesem Gesetz ergebenden Fassung 
bekanntzumachen. Er kann dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts beseitigen und die Paragraphenfolge 
ändern. 

Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

(1) Es treten in Kraft 

1. die in Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b enthaltene 
Vorschrift des § 10 Abs, 5 mit Wirkung vom 

1. Januar 1972, 

2. die in Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b enthaltene 
Vorschrift des § 10 Abs. 4 Nr, 9 am 1. Mai 1972, 

3. die übrigen in Artikel 1 Nr, 1 Buchstabe b enthal- 
tenen Vorschriften des § 10 Abs, 4 am 1. April 
1972. 

Im übrigen tritt das Gesetz am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Es treten außer Kraft 

1. § 10 Abs. 8 Buchstabe f Absatzfondsgesetz mit 
Wirkung vom 1. Januar 1972, 

2. § 10 Abs. 4 und 5 Absatzfondsgesetz am Tage 
nach der Verkündung dieses Gesetzes, 

3. § 10 Abs. 8 Buchstabe m Absatzfondsgesetz mit 
Ablauf des 30. April 1972, 

4. die übrigen Vorschriften des § 10 Abs. 8 Absatz- 
fondsgesetz mit Ablauf des 31. März 1972. 
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